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- Beklagte und Revisionsbeklagte„

Prozeßbevollmäohtigter:°„„
„„„„„ ° „„„„„ „„„a „„„„„„„ „„„„

Der 2° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 24° Januar 4972 durch

Vizepräsident B r a c k m a n n
—Vorsitzender—,

Bundesrichter Dr° K a i s e r ,
Bundesrichter K ü 5 t e r ’

Bundessozielrichter G e b a u e r und

‘Bundessozialrichter S c h n i e d w i n d
\

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Bayerischen Landes—

sozialgerichts vom 8° April 4970 wird zurückge—

wiesen°

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten°
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war während des zweiten Weltkrieges als dienstverpflichte—

ter Arbeiter in Deutschland beschäftigt° Seit Ende 4942

arbeitete er in dem Bekleidungswerk HTjÜFTT Ul■■■l■■ in_

Fulda und wohnte in einer Gemeinschaftsunterkunft‚ die

etwa 500 m von der Betriebsstätte entfernt lag° Es handelte

sich um Barackenräume der Gastwirtschaft Andreasberg, die

von der Firma H ;11;[1_gemietet und zu Wohnzwecken umge—

baut worden war° In dem Lager wohnten nur Ausländer, die

in dem Bekleidungswerk Wighardt arbeiteten° Sie standen

nicht unter Bewachung° Am 26„ November 494%, einem ar—

beitsfreien Sonntag, wurde T° nach einem Luftangriff auf

dem Hof vor dem Wohnlager tot aufgefunden° Vermutlich hatte

er den 70 m entfernten Luftschutzkeller aufsuchen wollen„

Die in Belgien wohnhaft gewesene Witwe des TO, die später

wieder geheiratet hat und inzwischen verstorben ist,

erhielt vom Königreich Belgien wegen des Todes ihres ersten
Ehemannes eine Rente°

Im Oktober 4965 beantragte das Königreich Belgien unter

Bezugnahme auf das deutsch—belgische Sozialversicherungs—

abkommen‚ wegen des tödlichen Unfalls vom 26° November 4944

eine Rente aus der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung

zu gewähren„ Durch Bescheid vom 44° Dezember 4966 lehnte

die Beklagte den Antrag auf Entschädigung ab‚ weil der
‚

Unfall nicht mit der Berufsarbeit in einem ursächlichen V

Zusammenhang gestanden habe; das Wohnlager der Firma

W”T“M““T sei nicht auf der Betriebsstätte oder in ihrer

unmittelbaren Nähe errichtet worden°
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Die hierauf vom Königreich Belgien mit dem Ziel erhobene

Klage, die Beklagte zur Zahlung der Witwenrente zu verurteilen,

die der Witwe To zugestanden hätte, hat das Sozialgericht

(SG) Augsburg durch Urteil vom 2° Februar 4968 abgewiesen,

da T° nicht einem Arbeitsunfall im Sinne der Reichsversicherungs-

ordnung (RVG) erlegen sei,-"
L\m

Da8'Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die — vom SG
zugelassene

— Berufung durch Urteil vom 8° April 1970 zurückge—

wiesen° Zur Begrf■dung hat es im wesentlichen ausgeführt:

Nach dem deutsch—belgischen Sozialversicherungsabkommen seien

die Vorschriften der EVO in der vor dem Inkrafttreten des Un—

fallversicherungs—Neuregelungsgesetztes (UVNG) geltenden

Fassung für die Beurteilung des streitigen Witwenrentenanspruchs

maßgebend, Erlasse des Reichsarbeitsministers (RAM) und Rund—

schreiben des Reichsverbandes der gewerblichen Berufsgenossene

schaften seien für die Gerichte nicht bindend, da sie nicht die

Mirkung einer materiellen Rechtsnorm hätten° Es könne dahin—

gestellt bleiben, ob 5ie Unterkunft, in der T0 gewohnt habe, ein

Lager im Sinne des Erlasses des RAM vom 29° Juni 1944 gewesen sei°

Rechtserheblich sei allein, daß To nicht bei der Arbeit und nicht

durch eine betriebliche Einrichtung, sondern an einem ar—

beitsfreien Sonntag einer Gefahr erlegen sei, der er ebenso

vie dieZivilbevölkerung ausgesetzt gewesen sei° Durch die Zwangs—

vcrpflichtung des T° erhalte der Unfall keinen betriebsbezogenen

Charaktere Das Unternehmen U;jjjjgjpseiran’dor“Ursacheqder
Schädigung nicht rechtlich erheblich beteiligt gewesen„ Ein .

deutscher Versicherter hätte bei der gegebenen Sachlage eben—

falls nicht unter Versicherungs$chutz gestanden° Auch in den

bilateralen Vereinbarungen seien Rechtsgrundlagen für die

Entschädigung von dienstververpflichteten Arbeitern für
Schädigungen allgemeiner oder kriegsbedingter Art nicht ent—
halten" Auf die vom Kläger beantragte Vernehmuhg des Zeugen
F ■■ül■ zur Frage der Lage des Wohnlagers im Verhältnis zur

..4..
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zur Betriebsstätte komme es nicht an° Die in das Wissen

des Zeugen gestellten Tatsachen seien nicht rechts—
erheblich°

Das LSG hat die Revision zugelassen°

DerKläger hat diesesRechtsmittel eingelegt undbe—
gründet es wie folgt: Die Wohnbaracke, in der Ta während
seines Aufenthalts in Deutschland gewohnt habe, sei

„
als Lager im Sinne des Erlasses des RAM vom 290 Juni 4944

und des Rundschreibens des Reichsverbandes der gewerblichen

Berufsgenossenschaften vom 450 Juli 4944 —RV447/44—

anzusehen, Damit seien die Voraussetzungen für eine Ent—

schädigung des Ereignisses vom 260 November 4944 als

Arbeitsunfsll gegeben„ Die Übung der deutschen Berufs—
genossenschsften sei auch dahin gegangen, Lagerunfälle

unter den in dem Rundschreiben RV 447/44 angeführten Vor—

aussetzungen als Arbeitsunfälle zu entschädigen° Eine

solche zum Gew0hnheitsrecht erhobene Übung sei den Ver— r

tragssteaten bei Abschluß des Sozialversicherungsab—‚

kommenS bekannt gewesen„ Folglich habe es dem Willen der
Vertragsstaaten entsprochen, die Entschädigung der—

artiger Lagerunfälle den Versicherungsträgern aufzu—

erlegene Aber auch wenn ein solches Gewohnheitsrecht

nicht bestanden haben sollte, müsse in Anlehnung an die

von der Rechtsprechung herausgearbeiteten Grundsätze

zum Versicherungeschutz bei Dienst— und Geschäfts—
reisen ein Arbeitsunfall bejaht werden° Unter diesem

A3pekt könne es keinen Unterschied ausmachen, daß T°

am Sonntag während seiner Freizeit im Lager gewesen

und bei dem Luftangriff nach draußen geeilt sei, um
den neben dem Lager befindlichen Luftschutzkeller zu
erreichen, To Sei während seines gesamten Lageraufenthalts
einem erhöhten Gefahrenbereich ausgesetzt gewesen und

müsse den Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung auch

genießen, we■■ er zur Erhaltung seines Lebens den Weg

_5_

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5..

vom Lager zum Schutzraum angetreten habe„ Sinn und Zweck

der internationalen Verträge erforderten es, im Anschluß

und in Erweiterung der angeführten Rechtsprechung einen

wesentlichen inneren Zusammenhang zwischen der versicherten

Tätigkeit des T„ und dem Unfall anzunehmen° Die gegenteilige

Feststellung Vüfde zu dem Ergebnis führen, daß ein deutscher

Kostenträger, der für die Folgen des Unfalls einzutreten hätte,

nicht vorhanden sei, da Auslärder, die außerhalb des Bundes—

gebietes wohnten, nach 5 7 des Bundesversorgungsgesetztes

(BVG) keinen Anspruch auf Versorgung hätte° T° habe als

im Reichsgebiet beschäftigter Ausländer auch keinen An—

Spruch auf Fürsorge und Versorgung nach der Personenschäden—

verordnung gehabt, Daraus sei zu folgen, daß mit dem
deutsch—belgischen Sozialversicherungsabkommen eine Wieder—

gutmachung des Schadens beabsichtigt gewesen sei, der den

belgischen Arbeitnehmern während ihrer Dienstverpflichtung

in Deutschland zugefügt worden sei° Es verstoße gegen
die ratio des internationalen Abkommens, wenn der Unfall

eines belgischen Arbeitnehmers in einem Wohnlager vom
Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung und damit von '
jeder Entschädigungspflicht eines deutschen Kostenträgers

ausgenommen würde°
[ 4.
1

Der Kläger beantragt,

die Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen Urteile

und des Bescheides der Beklagten vom 44° Dezember 4966

zu verurteilen, für die Zeit vom 26° November 4944

bis_zum 540 Dezember 4955 Hinterbliebenenentschädigung

nach dem am 260 November 4944 verstorbenen A :;33_
T ifff.'.'ff‚'."'f.’.'f.'.'.'fllliii'.ff■xfzu gewähr en ,

hilfsweise,
‘ , ‘den Rechtsstreit zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückzuverweisen°
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Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Sie hält die Entscheidung der Vorinstanzen für zutreffend

und macht geltend: Die Unfälle der belgischen Fremd—

arbeiter im Gebiet der heutigen Bundesrepublik Deutsch—

land während des zweiten Weltkrieges seien vom König—

reich Belgien und der Bundesrepublik in ihren inter—

nationalen Vereinbarungen übereinstimmend den Regeln

der seinerzeitigen deutschen Unfallversicherung unter—

stellt wordeno Die belgischen Fremdarbeiter seien somit

unfallversicherungsrechtlich nicht anders zu behandeln

- als deutsche und sonstige inländische Unfallverletzte nach

der RVO„ Der Schutz der deutschen gesetzlichen Unfall—

vcrsicherung trete nur ein, wenn ein Unfall in einer

rechtlich wesentlichen Beziehung zu dem versicherten Be—

trieb steheo Unfälle bei eigenwirtschaftlichen Tätigkeiten‚

insbesondere während der Freizeit und außerhalb der

Betriebsstätte (von Negeunfallen abgesehen) seien

immer unversichert gewesen° Wenn zugunsten der bel—

gischen Fremdarbeiter mit Rücksicht auf ihr Zwangs—

arbeitsverhältnis eine Ausnahme gemacht würde‚ käme

man zu dem von den Vertragsstaaten nicht beabsichtigten

Ergebnis‚ daß die deutschen Unfallversicherungs—

träger letztlich keine Unfallentschädigung‚ sondern

Wiedergutmachung zu gewähren hätten° Die im Interesse

des totalen Krieges von der Reichsführung seinerzeit

gemachten Ausnahmen, gelegentlich in ähnlichen Fällen

entgegen dem damals wie heute geltenden Unfallver—

sicherungsrecht Entschädigungen zu gewähren‚ könnten

der Beurteilung nicht zugrunde gelegt werden° Die

in der Rechtsprechung zum Unfallversicherungsschutz

bei Dienst— und Geschäftsreisen entwickelten Grundsätze

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘

_?—

seien nicht entsprechend anwendbar° Die belgischen Opfer

der nationalsozialistischen Zwangsherrschaft seien nicht

wie Betriebsreisende nur vorübergehend außerhalb ihres

gewöhnlichen Wohnsitzes tätig gewesen, sondern zu einem

lange dauernden Aufenthalt nach Deutschland gebracht worden„
"!

Die zulässige Revision ist nicht begründet°

Ein WitwenrentenanSpruch aus der deutschen gesetzlichen

Unfallversicherung ist für die Witwe des am 26° November

4944 bei einem Luftangriff in Deutschland ums Leben ge—

kommenen belgischen Staatsangehörigen A:“j 3‚3_ „“fff‘W” T“
(T ) nicht entstanden„ Auf den Kläger —

Konigreich
Belgien —‚

der nach belgischen Rcchtsvorschriften.an die Witwe

wegen des Todes ihres Ehemannes eine Rente gezahlt hat‚

sind infolgedessen AnSprüche nicht übergegangen (vgl° Art°

7 Abs° 5 der Dritten Zusatzvereinbarung — 5„ZV — zum

Allgemeinen Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und dem Königreich Belgien über Soziale Sicherheit vom
7° Dezember 4957 — Allgemeines Abkommen — über die Zahlung

v0n Renten für die Zeit vor dem Inkrafttreten des Ab—

kommens, ebenfalls vom '?° Dezember 4957 —BGBl 4965 II 404 -)„

Die Frage, ob die Voraussetzungen für den mit der Klage

geltend gemachten Anspruch auf Witwenrente erfüllt sind,

ist nach den deutschen R(chtsvorschriften über die ge—
setzliche Unfallversicherung zu beurteilen„ Sowohl nach

der Verordnung Nr° 5 des Rates der Europäischen Wirt—

schaftsgemeinschaft über Soziale Sicherheit der Wander—

arbeitnehmer vom 25„ September 4958 (BGBl 4959 II 475 — EWG—

VO Nr° 5 - vgl° Art° 42 Abs° 4) als auch nach dem deutsche

-g-
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belgischen Allgemeinen Abkommen (vglo Art° 5 Abs° 4}

unterliegen die Arbeitnehmer den Rechtsvorschriftenz

des Mitglieds— bzw° Vertragsstaates, in welchem sie

beschäftigt sind oder waren° Es kann deshalb dahinge—

stellt bleiben‚ ob die EWG—VO Nr:) 5 (vgl„ Art° 4) mit

der in ihren Anhang D aufgenommenen 5° ZV (vgl° Art°

6 Abs„ 2 Buchst„ e, Art° 5 Buchst„ a der EWG—VONr° ;)
oder ob das Allgemeine Abkommen in Verbindung mit

der 50 ZV anzuwenden ist°

Die Gewährung einer Witwenrente aus der deutschen ge—

setzlichen Unfallversicherung setzt voraus, daß der Tod

des Versicherten durch einen Arbeitsunfall verursacht

werden ist°

Der Verunglückte gehörte zwar bei seiner Beschäftigung

während des 2° Weltkrieges in Deutschland zu dem Kreis

der gegen Arbeitsunfall versicherten Personen° Er war

aufgrund eines Arbeitsverhältnisses im Sinne des — im

Unfallzeitpunkt geltenden und daher hier maßgebenden —
€ 557 Nr° 4 EVO idF des 6° Gesetzes über Änderung in der

Unfallversicherung vom 9„ März 4942 (6° ÄndG) — BGBl I

407 — (RVG aF) tätig° Die Voraussetzungen eines Arbeits—

unfalls im Sinne des % 542 RVOeF sind jedoch‚ wie die
Instanzgerichte mit Recht angenommen haben, nicht ge—

geben° Es fehlt an dem ursächlichen Zusammenhang zwischen

der versicherten Tätigkeit und dem Unfall°

Allerdings entfällt der Versicherungsschutz nicht schon

deshalb, weil die Kriegsgefahr, von welcher der Verun—

glückte betroffen wurde, als eine allgemein wirkende Ge—

fahr — wie zB Erdbeben, Überschwemmungen und sonstige

..9- \
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Naturkatastrophen —
anzusehen wäre, die wegen eines nur rein

zufälligen Zusammentreffens mit der betrieblichen Tätigkeit

den für einen Arbeitsunfall erforderlichen ursächlichen Zu—

sammenhang zwischen Unfall und versicherter Tätigkeit nicht

begründen würde (vgl° Brackmann, Handbuch der Sozial—

versicherung, 4„—'7° Aufl°‚ S„480 r; vgl° auch BSG 25, 79,

84 sowie Lauterbach, Unfallversicherung, 5° Auflo‚ Ge—

schichtliche Entwicklung, S° 82)° Bei den im 2° Weltkrieg

von den Luftangriffen der Alliierten auf Deutschland aus—

gehenden Bedrohungen handelte es sich nach der Auffassung

des erkennenden Senats nicht schlechthin um solche allge-

mein wirkende Gefahren, obwohl die Angriffe auf die Zivil—

bevölkerung im Laufe des Krieges immer mehr verstärkt

werden sind° Auch der Gesetzgeber geht davon aus, daß

schädigende Ereignisse durch Kriegseinwikrungen (@ 4 BVG)

rechtlich zugleich Arbeitsunfälle im Sinne des Dritten

Buches der R\O sein können (5 54 BVG; vgl° BSG 25, 79, 84)°

Bei Unfällen infolge
von Kriegseinwirkungen ist deshalb

stets im Einzelfall zu prüfen, ob zwischen Unfall und
betrieblicher Tätigkeit ein ursächlicher Zusammenhang

besteht (vgl° Urteil des erkennenden Senats vom 24°
Januar 4972 — 2 EU 52/74 —‚ zur Veröffentlichung vor;

gesehen);

Kaeh den für das Revisionsgericht bindenden tatsächlichen

Feststellungen des LSG (@ 465 des Sozialgerichtsgesetzes
-SGG—) ist der Verunglückte am 26° November 4944, einem für

ihn arbeitsfreien Sonntag, auf dem Hof vor dem Wohnlager

von einem Luftangriff betroffen und tödlich verletzt worden‚

als er vermutlich im Begriffe stand, den 70 m entfernten

Luftschutzkeller aufzusuchen° Es kann zugunsten des Klägers

unterstellt werden, daß die Barackenräume, in welchen T°

zusammen mit anderen, ebenfalls in dem Bekleidungswerk

_qo_
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wä;:;izgjbeschäftigten.ausländischen Arbeitnehmern

wohnte, als Gemeinschaftsunterkünfte.im betrieblichen
Interesse_errichtet waren und, wie die Revision geltend

macht, die hierfür vom Reichsverband der gewerblichen

Berufsgenossensohaften im Rundschreiben vom 43„ Juli

4944 _ RV qq7/4n — für erforderlich erachteten Vor—

aussetzungen vorlegen (vgl° auch die zustimmende_

Äußerung des RAMvom 290 Juni 4944)„ Dies allein
reicht jedoeh nicht aus, den.Versidnerangssdnutz

‘
für alle Unfälle zu begründen, die sich in der Unter—

kunft oder in deren unmittelbarer Umgebung ereignen°

Nicht jeder Unf$ll‚ den ein Beschäftigter während

des Aufenhalts in einer im betrieblichen Interesse

erstellten Gemeinschaftsunterkunft erleidet erfüllt.

die Voraussetzungen eines entschädigungspflichtigen

Arbeitsunfalls im Sinne des 5 542 RVG sFa Vom
Versicherungsschutz ausgenommen sind auch in soge—

nannten Betriebslagern die rein eigenwirtscheftlichen

Tätigkeiten, bei denen die Verfolgung persönlicher

Interessen derart im Vordergrund steht, daß die

Beziehung zu dem Beschäftigungsunternehmen bei

der Bewertung der Unfallursachen als rechtlich un—

wesentlich ausgeschieden werden mußc Der Beschäftigte

kann auch in einem Betriebslager privaten Verrichtungen

nachgehen‚ die in keiner näheren Beziehung zur ver—

sicherten Tätigkeit stehen° Maßgebend ist somit auch

bei Unfällen in Gemeinschaftelegern, die im be—

trieblichen Interesse errichtet sind, ob zwischen

der unfallbringehden Verrichtung und der Tätigkeit

im Unternehmen ein rechtlich wesentlicher ursächlicher

Zusammenhang besteht (vgl° BVA in EuM 46, 5‚ 7;
RvA in BG 4944, 20; Brackmann, an S° 486 a; Podzun,

Der Unfallsachbéarbeiter, Stand: Juli 1974, Kennzahl

425, So 2/5)° Im Rundschreiben des Reichsverbendes der

gewerblichen.Berufsgencssenschaftenrwem «am Juli 4944

wird ebenfalls nicht schlechthin bei jedem Aufenthalt

in einem im betrieblichen Interesse errichteten Wohn—

lager Versicherungsschutz angenommen° Es wird auch

hier zwischen dem unversicherten eigenwirtschaftlichen
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Bereich und der betrieblichen Sphäre unterschieden° Unfall—
J

versicherungsschutz ist bei Unfällen in sogenannten Be—

triebslagern im allgemeinen nicht gegeben, wenn der Unfall

sich — wie hier —
während der arbeitsfreien Zeit ereignet hat„

Die Eigenart der Unterbringung kann allerdings dazu führen,

daß auch Handlungen, die an sich der privaten Sphäre des

Versicherten zuzurechnen sind, als solche betriebsbezogener

Art anzusehen sind (Lauterbach, aaO, S 548 Anm° 56; Podzun, aaO

8° 5 zu 5)° Das RVA ging davon aus, daß sich die Unfall—
versicherung der Arbeiter, die in einem Betriebslager unter-

gebracht waren, auf Unfälle erstreckte, welche sich bei

eigenwirtschaftlichen Handlungen während des Aufenthalts

im Lager ereigneten, wenn der Unfall auf die besonderen Ver—

hältnisse des Lagers :zurückzuführen war (BVA in BG 1944, 444)„

Diese Auffassung kommt auch in früheren Entscheidungen des

BVA (vgl° EuM 45, 2, 5; 46, 5, 6, 7) zum Ausdruck° In beiden
Fällen ist der Versicherungsschutz bejaht werden, weil der

Unfall durch die Beschaffenheit der im betrieblichen Interesse

errichteten Wohngelegenheit oder Gemeinschaftseinrichtung

oder durch besondere mit der Gemeinschaftsunterbringung ver—

bundene Gefahren verursacht worden war° Durch solche Gefahren

ist der Unfall des T° indessen nicht wesentlich beeinflußt

wordeno Die Verletzung durch Fliegerbomben im Bereich des

Lagers ist — auch in ihrer Schwere — nicht wesentlich auf die

Art der Unterbringung zurückzuführen° Die Verpflichtung,

den Luftschutzraum aufzusuchen, ist nicht als eine besondere,

mit der Unterbringung verbundene Gefahr anzusehen° Be—

herrschende Ursache für den Tod des Verunglückten waren unter

den gegebenen Umständen Kriegsereignisseo Die Gefahren der

versicherten Tätigkeit treten auch bei der Unterbringung in

einer im betrieblichen Interesse errichteten G meinschafts-

unterkunft jedenfalls dann hinter die von derartigen Luft—
langriffen ausgehende Gefahrenlage zurück, wenn sie den Be—

schäftigten bei der Verrichtung privater Dinge betrifft°
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Das Aufsuchen des Luftschutzkellers während der Freizeit,

ist nicht dem betrieblichen Bereich zuzurechnenp Dem

Interesse des Arbeitgebers daran, die Arbeitskraft

des Erschäftigten zu erhalten, kommt gegenüber dem

persönlichen Interesse des B«schäftigten, sich durch

Aufsuchen des Luftschutzkellers vor gesundheitlichem

Schaden zu bewahren, keine unfallversicherungsrechtlich '

wesentliche Bedeutung zu (vgl° BSG 9, 222, 225, 226)°

Daran ändert nichts, daß To nach den damaligen Vor—

schriften verpflichtet war, einen Schutzraum aufzusuchen°

Die Verpflichtung galt für die gesamte Bevölkerung,

sie bestand nicht wesentlich im betrieblichen Interesse°
\

Die zwangsweise Dienstverpflichtung des Verletzten recht—

fertigt keine andere Beurteilung° Die Zwangsverpflichtung

aus den besetzten belgischen Gebieten nach Deutschland ist

nicht dem Beschäftigungsverhätlnis zuzurechnen° Die

Gefahrenlage, in welche die Arbeitnehmer durch die Zwangs—

verpflichtung gekommen sind, gehört nicht zu den Risiken,

die der Arbeitgeber und damit die gesetzliche Unfallver—

sicherung zu tragen habeno Arbeitspolitische Maßnahmen

des Staates, wie sie die Zwangsverpflichtung aus—
ländischer Arbeitskräfte während des 20 Weltkrieges dar—

stellen, bewirken — ohne entsprechende gesetzliche

Regelung — für sich allein nicht ohne weiteres eine

Ausdehnung des Unfallversicherungsschutzes auf den ge—

samten Aufenthalt der Beschäftigten()

Das deutsch—belgische Allgemeine Abkommen in Verbindung

mit der 5° ZV sieht keine Wiedergutmachungsleistungen vor,

es stellt vielmehr eindeutig darauf ab, ob nach den
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deutschen Rechtsvorschriften über die gesetzliche Unfall—

versicherung ein Anspruch besteht° Es bezweckt — wie bei

zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen üblich -
die Gleichbehandlung von belgischen und deutschen Staats—

angehörigen und beruht daher im wesentlichen auf den

gleichen Grundsätzen, die in den EWG—Verordnungen Nr° } und

4 enthalten sind° Es liegen auch keine ausreichenden An—

haltspunkte dafür vor, daß die Vertragsstaaten bei Abschluß

des Allgemeinen Abkommens und der 5° ZV übereinstimmend davon

ausgegangen sind, die im 20 Weltkrieg aus arbeitspolitischen

Gründen von den zuständigen deutschen Stellen möglicher-

weise vertretene, mit den Rechtsvorschriften der deutschen

gesetzlichen Unfallversicherung nicht in Einklang stehende

und deshalb unbeachtliche Auffassung, Fliegerschäden seien

bei lagermäßig untergebrachten AuSländern allgemein als

Arbeitsunfälle zu werten, zur Grundlage ihrer Verein—'

barung zu machen„ .

Aus der deutschen gesetzlichen Unfallversicherung stand

der Witwe sonach eine Entschädigung nicht zu° Der Senat

verkennt nicht, daß nach 5 ? Abso 2 BVG eine Leistungs—
verpflichtung der Versorgungsverwaltung nach dem BVG daran

scheitert, daß der Witwe nach den Rechtsvorschriften des

Königsreichs Belgien wegen des Todes ihres Ehemannes in

Belgien ein Versorgungsanspruch zuerkannt worden ist und

keine diese Vorschrift ausschließende zwischenstaatliche

Vereinbarung besteht° Ein Entschädigungsanspruch für

die Folgen der Zwangsmaßnahmen könnte den belgischen Opfern

des nationalsozialistischen Regimes in Fällen der vor—
liegenden Art nur durch besondere Regelungen eingeräumt

werden, etwa durch eine zwischenstaatliche Vereinbarung,
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wie sie für die aus den belgischen Ostkreisen

stammenden Kriegsopfer‚ die zum Dienst in der deutschen

Wehrmacht zwangsweise verpflichtet worden sind, mit

dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland

und dem Königreich Belgien über Kriegs0pferversorgung

vom 24° September 4962 (BVBl 4964‚ 65 ff) abgeschlossen

worden ist°
_

‚‘. -
' ‘ V

1
. * .

' «

Eine Aussetzung des Revisionsverfahrens nach 5 444
Abs„ 2 SGG war nicht erforderlich° Da Auslegungsfragen

des Gemeinschaftsrechts selbst dann nicht gegeben sind,

wenn die 5° ZV als Bestandteil der EWG—VONr° 5 auf den

vorliegenden Fall anzuwenden ist‚ kommt eine Vorlage

an den Europäischen Gerichtshof nach Art{) 477 Abs„
4 Buchst° b Abs° 5 des EWG—Vertrages nicht in Betracht

(vgla Urteil vom 46° Dezember 4974 — 2 RU 44/68 -—)°

Ein Anlaß zur Aussetzung des Verfahrens bis zur
Entscheidung des in Art° 52 Abs„ 2 des Allgemeinen

Abkommens genannten Schiedsgerichts besteht schon

deswegen nicht‚ weil dieses nur auf Verlangen eines

Vertragsstaates tätig werden kann und ein entsprechender

Antrag nicht vorliegto
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Das LSG hat somit zu Recht die Berufung des Klägers gegen

das klageabweisende Urteil des SG zurückgewiesen„

Die Revision war deshalb zurückzuweiseno

Die Kostenentscheidung folgt aus 5 495 SGG°
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